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5 nhalt. Geſetz über die Heranziehung von Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft zu verſtärkten Steuerleiſtungen 
für den Schluß des Kalenderjahres 1923 (S. 957). — Zweite Verordnung über Angliederung neuer Gehaltsklaſſen in 
der Angeſtelltenverſicherung und Lohnklaſſen in der Invalidenverſicherung (S. 958). — Verordnung betreffend Erhöhung 
der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung (S. 960). — Bekanntmachungen über Aenderung der Erſatzbeträge für Pakete und ein⸗ 
geſchriebene Sendungen im Verkehr innerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig (S. 961). — Verordnung über 
Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren (S. 962). — Poſtgebühren nach Deutſchland und Polen (S. 962). — Poſtgebühren 
nach dem Ausland (ausſchl. Deutſchland und Polen) (S. 965). 
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415 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über die Heranziehung von Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft zu verſtärkten Steuer⸗ 
leiſtungen für den Schluß des Kalenderjahres 1923. Vom 12. 9. 1923. 
. 
Für die Monate September, Oktober, November und Dezember 1923 werden die in 8 2 
bezeichneten Steuerpflichtigen zu einer beſonderen Abgabe nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes herangezogen. 
8 2. 3 

Abgabepflichtig nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ſind: 

a) fämtliche nach dem Gewerbeſteuergeſetz vom 8. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 563) ſteuerpflichtige 
natürliche und nicht phyſiſche Perſonen, ſoweit in den einzelnen Monaten, in denen die erhöhten 
Steuerleiſtungen nach dieſem Geſetz zu entrichten find, die ſubjektive Gewerbeſteuerpflicht beſteht, 

b) ſämtliche Inhaber landwirtſchaftlicher, forſtwirtſchaftlicher und gärtneriſcher Betriebe. 

In den Fällen, in denen eine Abgabepflicht gleichzeitig nach Abſatz 1 Buchſt. a und b begründet 

ift, iſt die Abgabe lediglich nach den folgenden für Abſatz 1 Buchſt. b getroffenen Vorſchriften zu berechnen. 
8 


§ 3. 8 
Die Abgabe wird erhoben von den nach 8 2 Buchſt. a Steuerpflichtigen in Geſtalt von Zuſchlägen 


zu der für das Kalenderjahr 1923 veranlagten Gewerbeſteuer, von den nach $ 2 Buchſt. b Steuerpflichtigen 
in Geſtalt von Zuſchlägen zu der zuletzt nach den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes feſtgeſetzten 


Einkommenſteuerſchuld. 8 4. 


Die Abgabe iſt fällig am 24. September, 24. Oktober, 24. November und 24. Dezember 1923 


und nach 8 5 zu berechnen. 5 


: Die Höhe der monatlichen Abgabeteile richtet ſich nach dem durchſchnittlichen Mittelkurs der 
amtlichen Börſennotiz an der Danziger Vörſe für Dollarnoten am 18., 19. und 20. des Monats, für 
den die Zahlung zu entrichten iſt. Finden an einzelnen der maßgebenden Stichtage amtliche Notierungen 
nicht ſtatt, ſo iſt, um einen 3⸗tägigen Durchſchnitt zu erzielen, auf die Börſennotiz vorhergehender Tage 
zurückzugreifen. 

Bei einem Kurſe von 10 000 000 M für einen Dollar haben monatlich zu entrichten: 

die nach 8 2 Buchſt. a) Abgabepflichtigen das 210-ſache der für das Kalenderjahr 1923 
feſtgeſetzten Gewerbeſteuer, 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 27. 9. 1923). 
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5 
die nach 8 2 Buchſt. b) Abgabepflichtigen das 210⸗fache des Jahresgrundbetrages der zu⸗ 
letzt feſtgeſetzten Einkommenſteuerſchuld. 
8 6. 

Die Höhe jeder Monatszahlung iſt vom Landesſteueramt nach den Vorſchriften des § 5 feſt⸗ 
zuſetzen und bis zum 22. jeden Monats öffentlich bekanntzumachen. Nach dieſen Veröffentlichungen iſt 
die Höhe der Abgabe von jedem Steuerpflichtigen ſelbſt zu berechnen und bis zu dem in $ 4 beſtimmten 
Termin ohne beſondere Aufforderung an die vom Landesſteueramt zu beſtimmenden Steuerannahme⸗ 
ſtellen abzuführen. Nicht rechtzeitig gezahlte Beträge können vom 29. jeden Monats an ohne beſondere 
Zahlungsaufforderung im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 


a 8 7. 
Der Ertrag dieſer Abgabe fließt in voller Höhe dem Staate zu. 
8 8. 

Die Hinterziehung dieſer Abgabe wird mit einer Geldſtrafe bis zum 20⸗fachen Betrage der 
hinterzogenen Steuer beſtraſt. Neben der Geldſtrafe kann auf Gefängnis erkannt werden. 

Im Falle der unpünktlichen Entrichtung der Steuer findet die Vorſchrift des Artikels des 
Geſetzes betreffend die beſchleunigte Einziehung von Steuern vom 16. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 858) 
entſprechende Anwendung. 9 9 

Die Abgabe dieſes Geſetzes gilt als Perſonalſteuer im Sinne des $ 7 III Nr. 4 des Ein⸗ 


kommenſteuergeſetzes. : 
Sämtliche Leiſtungen auf Grund dieſes Geſetzes werden auf die endgültige Einkommenſteuer⸗ 


ſchuld für das Jahr 1923 oder auf die Körperſchaftsſteuerſchuld für ſolche Wirtſchafts⸗(Geſchäfts⸗) jahre 
angerechnet, die die Monate September bis Dezember 1923 umfaſſen. 
De 8 10. a 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetze erläßt der Senat. N 
5 g 11. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 12. September 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Jewelowski. 


416 Zweite Verordnung 
über Angliederung neuer Gehaltsklaſſen in der Augeſtelltenverſicherung und Lohnklaſſen 
in der Invalidenverſicherung. Vom 7. 9. 1923. 

Auf Grund der Vorſchrift des Artikels 4 des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes 
für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 30. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 927) wird 
folgendes verordnet: Artilel 1. 

Artikel 3 der erſten Verordnung über Angliederung neuer Gehaltsklaſſen in der Angeſtellten⸗ 
verſicherung und Lohnklaſſen in der Invalidenverſicherung vom 31. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 940) 
erhält im Abſatz 1 folgende Faſſung: 

„Die Beſtimmungen im Artikel 1 treten mit dem 1. September 1923 in Kraft. Von 
dieſem Tage ab gilt für Verſicherte der Gehaltsklaſſen 1—35 der Angeſtelltenverſicherung die 
36. Gehaltsklaſſe mit der Maßgabe, daß für Angeſtellte bis zum vollendeten 18. Lebensjahre 
und Lehrlinge Beiträge der Gehaltsklaſſe 24 zu entrichten ſind, ſofern ihr monatlicher 
Arbeitsverdienſt den Betrag von 4 320 000 Mark nicht überſteigt.“ 


er art . 
Das Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte in der Faſſung de 
Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung v 
erſten Verordnung über Angliederung neuer 
klaſſen in der Invalidenverſicherung vom 31. 
1. Im 8 16 Abſ. 1 werden die letzten zwei Z 
Klaſſe 36 von mehr als 360 000 000 
bis zu 36 000 000 Mark), 
Klaſſe 37 von mehr als 432 000 000 bis zu 720 000 000 
bis zu 60 000 000 Mark), 
Klaſſe 38 von mehr als 720 000 000 bis zu 1 080 000 000 
bis zu 90 000 000 Mark), 
Klaſſe 39 von mehr als 1 080 000 
bis zu 120 000 000 Mark), 
Klaſſe 40 von mehr als 1440 000 000 bis zu 1 800 000 0 
bis zu 150 000 000 Marl), 
Klaſſe 41 von mehr als 1 800 000 
bis zu 200 000 000 Mark), 
Klaſſe 42 von mehr als 2 400 000 000 bis zu 3 600 0 
bis zu 300 000 000 Mark), 
Klaſſe 43 von mehr als 3.600 000 000 bis zu 4 800 000 000 
bis zu 400 000 000 Mark), 
Klaſſe 44 von mehr als 4 800 000 000 Mark (mon 


2. Der $ 55 Abſ. 1 wird wie folgt ergänzt: 


Auguſt 1923 wird wie 
eilen geſtrichen; 
bis zu 432 000 000 


folgt 


00 
000 bis zu 2 400 000 000 


00 000 


280 000 Mark für jeden Beitragsmonat in Gehaltsklaſſe 37, 


450 000 " 7 77 * " 7 
630 000 " * * ” " " 
810 000 " 5 1 " 77 77 
1 050 000 * ** * 1 * " 
1 500 000 * 7 " 7 n 4 
2 100 000 " „ " „* n " 
2 700 000 " " 77 " " 7 
3. Der 8 173 wird wie folgt ergänzt: 
in Gehaltsklaſſe )) 1 800 000 
5 ® ! eh 2 800 000 
5 2 RE 3 900 000 
= 5 0... 5 000 000 
5 = 7 1 6 500 000 
„ > 222 86 9 300.000 
a Ai C 13 000 000 
0 11 ˙ 16 800 000 


e Artikel 3. 
Die Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt ergänzt 
1. Im 8 1245 Abſ. 1 in der Faſſung der erſten Verordnung über 
klaſſen in der Angeſtelltenverſicherung und Lohnklaſſen in der Invalidenverſi 
wird die letzte Zeile geſtrichen. Der Abſatz wird wie folgt ergänzt: 
Lohnklaſſe 34 von mehr als 2 500 000 000 Mark bis 
Lohnklaſſe 35 von mehr als 3 500 


+ 
* 


Gehaltsklaſſen in der Angeſtellten 


3 Geſetzes über Anderung des 


om 30. Auguſt 1923 und der 
verſicherung und Lohn⸗ 
geändert: 


der Abſatz wird wie folgt ergänzt: 


Mark (monatlich 30 000 000 
Mark (monatlich 36 000 000 


Mark (monatlich 60 000 000 


000 bis zu 1 440 000 000 Mark (monatlich 90 000 000 


Mark (monatlich 120 000 000 
Mark (monatlich 150 000 000 
Mark (monatlich 200 000 000 


Mark (monatlich 300 000 000 


atlich mehr als 400 000 000 Mark). 


Angliederung neuer Gehalts⸗ 
cherung vom 31. Auguſt 1923 


zu 3 500 000 000 Mark, 
000 000 Mark bis zu 5 500 000 000 Mark, 


960 N N 
Lohnklaſſe 36 von mehr als 5 500 000 000 Mark bis zu 7500 000 000 Mark, 


Lohnklaſſe 37 von mehr als 7500 000 000 Mark bis zu 10 000 000.000 Mark, 
Lohnklaſſe 38 von mehr als 10 000 000 000 Mark. 


2. Der § 1289 wird wie folgt ergänzt: 
230 000 Mark für jede Beitragswoche in Gehaltsklaſſe 35, 


330 000 " " " " * * 36, 
440 000 * " ** 7 " " 37, 
570 000 n 7 * 1 * ” 38. 
3. Der § 1392 Abf. 1 wird wie folgt ergänzt: 
in der Lohnklaſſe . 1 620 000 Mark 
5 8 BE 2320 000 „ 
ch 7 1. 3 100 000 „ 
TR“ © DEE 4000000 „ 
Artikel 4. 


Die Beſtimmungen im Artikel 2 treten mit dem 1. September 1923 in Kraft. 


Die Beſtimmungen im Artikel 3 treten mit dem 10. September 1923 in Kraft. Von dieſem 
Tage ab gilt für Verſicherte der Lohnklaſſen 1 bis 33 die 34. Lohnklaſſe mit der Maßgabe, daß Perſonen 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahre und mit einem Barlohn bis zu 4320 000 Mark ſowie Haus⸗ 
gehilfinnen mit einem Barlohn bis zu 3600 000 Mark monatlich der 30. Lohnklaſſe zugewieſen werden. 


Rückſtände können nur in den am Zahltage geltenden Lohnklaſſen beglichen werden. 
Danzig, den 7. September 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


417 5 Verorduung 1 BE 
betreffend Erhöhung der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung. Vom 13. 9. 1923. 
Auf Grund des § 16 des Geſetzes, betreffend Erwerbsloſen-Fürſorge vom 28. März 1922 (Geſetzbl. 
Seite 91) wird in Abänderung der Verordnung vom 5. September 1923 folgendes beſtimmt: 


Die Höchſtſätze der Erwerbsloſen-Unterſtützung betragen in der Woche vom 12. bis 18. September 
1923 wochentäglich: 


1. für männliche Perſonen 


a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben. . . 9300000 M 
b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt eines anderen lebeen - 7 760 000 M 
Hunt . ei 5 600 00 M 


2. für weibliche Perſonen 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben ... 7760000 M 


b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt eines anderen leben 5 800 000 M 

ccc Bere u 4.000 000 M 
3. als Familienzuſchläge für 

a) den Ehegatten BE RE IE FRE > 3 000 000 M 

b) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige ... 2400 000 M 


Danzig, den 13. September 1923. i 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


418 Bekanntmachung 
über Anderung der Erſatzbeträge für Pakete und eingeſchriebene Sendungen im Verkehr 
innerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig. Vom 12. 9. 1923. 


Auf Grund des $ 5 des Geſetzes über Anderungen des Poſtgeſetzes vom 23. Februar 1923 
(Geſetzbl. S. 293) wird folgendes beſtimmt: 

54: 
Der für Pakete ohne Wertangabe ($ 9 des Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871 — Reichsgeſetzbl. 
S. 347) feſtgeſetzte Erſatzbetrag wird auf ſiebenhunderttauſend Mark für jedes Pfund (500 g) der ganzen 


Sendung erhöht. 
82. 


Der Erſatzbetrag für eine eingeſchriebene Sendung (8 10 des Poſtgeſetzes) wird auf fünf Millionen 


Mark erhöht. 
8 3. 


Dieſe Bekanntmachung tritt vom 1. September 1923 ab in Kraft. 
Für Sendungen, die vor dem Inkraſttreten dieſer Bekanntmachung bei der Poſt eingeliefert 


worden ſind, gelten die bisherigen Vorſchriften. 
Danzig, den 12. September 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


419 8 Bekanntmachung 
über Anderung der Erſatzbeträge für Pakete und eingeſchriebene Sendungen im Verkehr 
innerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig. Vom 12. 9. 1923. 


Auf Grund des § 5 des Geſetzes über Anderungen des Poſtgeſetzes vom 23. Februar 1923 
(Geſetzbl. S. 293) wird folgendes beſtimmt: 
u 
Der für Pakete ohne Wertangabe ($ 9 des Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871 — Reichsgeſetzbl. 
S. 347) feſtgeſetzte Erſatzbetrag wird auf eine Million fünfzigtauſend Mark für jedes Pfund (500 g) 
der ganzen Sendung erhöht. — 
PT Gr 
Der Erſatzbetrag für eine eingeſchriebene Sendu 
fünfhunderttauſend Mark erhöht. . 
8 3. 


Dieſe Bekanntmachung tritt vom 10. September 1923 ab in Kraft. 
Für Sendungen, die vor dem Inkraſttreten dieſer Bekanntmachung bei der Poſt eingeliefert 
worden ſind, gelten die bisherigen Vorſchriften. 


Danzig, den 12. September 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. f 
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962 
Verordnung 


über Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren. Vom 13. 9. 1923. 


Auf Grund des $ 2 des Geſetzes über Poſt⸗, Poſtſcheck- und Telegraphengebühren vom 
23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 883) werden die Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren für den Verkehr innerhalb 
des Freiſtadtgebiets auf die in der beigefügten Zuſammenſtellung angegebenen Beträge feſtgeſetzt. 

Dieſe Verordnung tritt am 16. September, hinſichtlich der Gebühren für Zeitungen und Sammel⸗ 
überweiſungen am 1. Oktober 1923 in Kraft; die Verordnung über Poft-, Poſtſcheck- und Telegraphen⸗ 
gebühren vom 29. Auguſt 1923 und die Verordnung über Poſtgebühren vom 8. September 1923 treten 
hinſichtlich der Gebühren, für welche die vorliegende Verordnung eine Neufeſtſetzung vorſieht, vom gleichen 


Zeitpunkt außer Kraft. 


Danzig, den 13. September 1923. 


Poft: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


42¹ 


nach Deutſchland und Polen. 


Die mit Verordnung über Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren vom 13. September 1923 veröffentlichten, 
zum 16. September 1923 in Kraft tretenden Gebührenſätze gelten außer für Pakete auch im Verkehr 
nach Deutſchland und hinſichtlich der Briefſendungen ſowie der Verſicherungsgebühr für Wertbriefe auch 


im Verkehr nach Polen. 


Die Gebühren für Pakete nach Deutſchland ſind vom gleichen Zeitpunkt wie folgt feſtgeſetzt: 
2. Zone 
Tauſend M 


Zander. 


Poſtgebühren 


Vom 13. 9. 1923. 


1. Zone 
Tauſend M 
Paltte bis KR 2, 3 500 
Über. 3 1 8 5000 
„% ꝗ ͤ ie > 6 000 
a 7.000 
„F „ "> 8.000 
S8 9 Eu 9000 
C 00 er 10 000 
KR Et er 11 000 
FCC 12 000 
FFC 13.000 
DE N es 14.000 
JJ;;ͤͤ ͤ V 15 000 
ICC ( ( ( 16 000 
Il U 17 000 
IA EN ar ee ee 18 000 
ER EEE NE 19.000 
TTT 20 000 
Zeitungspakete bis pK g 2500 


Danzig, den 13. September 1923. 


Poft: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


3500 
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Briefe 


Zuſammenſtellung 
der neuen Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren. 


Gegenſt and 


I. Poſtgebühren. 
Poſtkarten Voſtg 
nnn, yd 
b) im Ferrer ff!  s 


a) im Ortsverkehr a 
ʒ.ß n.. 8 
n / v ee en 

IJ e 
„ ß a 

b) im Fernverkehr 
DE En ͤ 
über GU 1 28 E 

000 Re ER 
„ NM. en ee 
Druckſachen 


ka a a | 


; EEE 


„ 8 0 EEE 


De a as ²˙¹.ünm ̃ ̃ a a ne 
i a RE EEETELREN 
7777 ͤ 
1 kg, 2 kg (nur für einzeln verſandte, ungeteilte 
, ne ar 
Geſchäftspapiere 2 
T. ß . ͤ 8 
über 250 bis 500 g S Ye 
EEE NE ( ( E 
Warenproben g 
bis 100 g 
über 100 JJV S 
„0 / ůwu.A. 7“ T 
Miſchſendungen (zuſammengepackte Druckſachen, Blindenſchriſtſendungen, 
Geſchäftspapiere und Warenproben) 


JJ... ae Vu a aaa ne ee TER 
T: ee EN re 
% a ( 
Päckchen ß . ee 


Die Nachgebühr, die für nicht⸗ oder unzureichend freigemachte 
Poſtkarten und Briefe ſowie für unzureichend freigemachte 
Druckſachen, Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſchſendungen 
zu erheben iſt, wird auf eine durch 1000 teilbare Markſumme 
aufgerundet. 


8 
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Gebühr i 


T | Anmerkungen 


Tauſend 


1500 
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Gebühr in 
Gegenſtan d Tauſend Anmerkungen 


Zeitungspakete bis 5 kg 
Verſicherungsgebühr 
a) J Wertangab 9 e . BER a. £ fer 


; b) für unverfiegelte Wertpakete für je 100000 M der Wertangabe 1 
. 
i 


über 2 8 > FFC 150 


ID 
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= 
= 
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S 
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An 


Zeitungen 
a) Zeitungsgebühr für das wöchentlich einmalige oder ſeltenere 
Erſcheinen ſowie für jede weitere Ausgabe e Woche 


8 bei einem durchſchnittlichen Nummergewichk'“““ Mark 
bis 25 g RS RE 400 
SEN, über 25 „ 50 g S 800 
Br J ER 1200 
„ 100 „ 250 g monatliche 2.000 

/ Br ee 2 800 N 

„ 500g, 1 ke 3 2 3 600 Vom 1. Oktober 1923 4 

E TR 8 7200 [n. 


für das monatlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen die 
Hälfte davon N 


bp) Mindeſtgebühr, monatli n 400 J Unverändert. | 


c) Gebühr für Sammelüberweiſungen (Hö fahr einer 
Nummer 25 g im Jahresdurchſchnitt) vierteljährlich... 800 


Gegenstand 


II. Poſtſcheckgebühren. 
Bareinzahlungen mit Zahlkarte » a 


bi a y 
wer 2 bis d nnn ne 
N RT RR 
ir.) 30 N IN ²˙ > 
„ 0 „ 4 S ee hr lan 
%% VV 
„ 100 „ 200 = NR TEE 
„ 200 „ 300 5 77777... a EAN EN 
„ 300 „ 400 5 DE Aıpritanisers 
„ 400 „ 500 FF 
500 Millionen Mark e 2 nn 


Für bargeldlos beglichene Zahlkarten wird dieſelbe Gebühr erhoben, 
im Höchſtfall jedoch für eine Zahlkarte eine Gebühr von 
Auszahlungen 
a) für jede von der Zahlſtelle des Poſtſcheckamts bargeldlos 
und für jede in den Abrechnungsſtellen der Reichsbank 
= beglichene Auszahlung von dem im Scheck angegebenen 
! ³ AA AAA 


b) für jede Barauszahlung durch die Zahlſtelle des Poſtſcheck⸗ 
amts ſowie für die Überſendung eines Schecks durch das Poſt⸗ 
ſcheckamt an eine Poſtanſtalt und für die weitere Behandlung 
des Schecks bei dieſer von dem im Scheck angegebenen Betrag 


Die Mindeſtgebühr für die nach einem Kontoblatt zu be⸗ 
rechnenden Auszahlungen beträgt 100 M. 


Im übrigen werden Gebührenbeträge bis ausſchließlich 
100 M auf volle 100 M aufgerundet. 


422 Poſtgebühren 


nach dem Ausland (ausſchl. Deutſchland und Polen). Vom 13. 9. 1923. 
Die Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland und Polen) werden 


vom 16. September 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 


EEE Er 
a 8 N BR er 
; N ARTE T 
Druckſachen für je 50 iR RES DEE BT 2 205 
Blindenſchriftſendungen für je 500g. 
Geſchäftspapiere für je 50 J. 
JJJJ;ͤC ... 
Warenproben fr je M g ð 
mindeſtens an , er Sur ee e ie? 5 


‘m 


Be 


— 


Gebühr in 
Tauſend 


2 vom 
Tauſend 


2 000 tauſend M, 
1000 tauſend M, 
1 200 tauſend M, 
400 tauſend M, 
200 tauſend M, 
400 tauſend M, 
2 000 tauſend M, 
400 tauſend M, 
800 tauſend M; 


die Gebühr für nicht- oder unzureichend freigemachte Brie 
ſendungen beträgt das Doppelte des Fehlbetrags, 


r 1 200 tauſend M, 
die Einſchreib gebührt. — 2 000 tauſend M, 
die Eilzuſtellgebühr für Briefſendungen 4.000 tauſend M, 
die Beförderungsgebühr für Wertkäſtchen für je 50 . . . . 800 tauſend M, 

Ministern ne 4 000 tauſend M, 
die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu 

SEHEDER nn ae a EB 400 tauſend M, 


die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahme .. 600 tauſend M, 
die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapier 1 200 tauſend M, 
die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapier 800 tauſend M. 
Danzig, den 13. September 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


| 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


